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Die Preisverleihung an Professor Dr. Hans Letsch, Aarau, fand am 
1. Oktober 1994 im Zunfthaus zur Meisen in Zürich statt.

Der Text von Professor Dr. Hans Letsch ist eine stark erweiterte 
Fassung seiner Preisverleihungs-Ansprache.
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Hans Jenny

Wider das Machbarkeitsdenken
Wir stehen am Ende eines Jahrhunderts und vor der Vollendung des 
Zweiten Jahrtausends nach Christi Geburt. Wissenschaft und Technik 
haben in unserer Zeit phänomenale Erfolge gebracht, wie sie noch kei­
ner Generation vor uns je beschert worden sind. Allein die Elektronik 
hat in den letzten 20 Jahren Fortschritte gemacht, die einem Quanten­
sprung gleichen. Die Gentechnologie dringt mit ihren Entdeckungen 
immer tiefer in die Geheimnisse des Lebens ein. Die medizinischen 
Erfolge versprechen eine Lebenserwartung von 100-120 Jahren. Die 
Raumforschung wird im nächsten Jahrhundert die Voraussetzungen 
schaffen für einen Besuch auf einem unserer Nachbarplaneten - es 
bleibt allerdings offen, ob die Neugier über den fraglichen Nutzen die­
ses Abenteuers siegt.
Läßt sich mit diesen spektakulären Erfolgen das menschliche Glück 
steigern? Erreichen wir mit Wissenschaft und Technik den allseits 
ersehnten Weltfrieden? Sind alle Unkenrufe gegen das Machbarkeits­
denken leeres Geschwätz? Die ersten Signale über die “Grenzen des 
Wachstums” (Dennis Meadows, Emst Basler u.a.) sind offensichtlich 
durch die jüngsten Triumphe der Forschung verdrängt worden.
Wo stehen wir heute? Ich mache mir Sorge um das zunehmende Manko 
des Numinosen in unserer modernen Gesellschaft. Unter dem Eindruck 
unserer technischen Errungenschaften glauben viele Zeitgenossen, 
daß der Mensch Gott nicht mehr benötige. Darin liegen die größten 
Gefahren für unsere Zukunft. Seit die erste Atombombe 1945 eine 
japanische Stadt auslöschte, sind die tödlichen Plutoniummengen in 
aller Welt um das Dreitausendfache gestiegen. Der Zauberlehrling 
Mensch hantiert mit den Risiken seiner Selbstzerstörung; machtbeses­
sene Diktatoren stehen an der Schwelle zum Bau der dämonischen 
Bombe.
An der Weltbevölkerungskonferenz von Kairo wurde die Zunahme der 
Menschheit auf 8,5 Milliarden bis zum Jahre 2030 beschworen. Die
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Trinkwasservorräte sind aber nicht unerschöpflich, so wenig wie die 
urbaren Böden, die in vielen Teilen der Welt verkarsten, wozu auch die 
irreversible Zerstörung der Urwälder beiträgt.
Ich gehöre nicht zu den Propheten der Apokalypse. Aber ich glaube, 
daß uns nur noch 20-30 Jahre für ein Um- und Einlenken zur Verfügung 
stehen. Der Schlüssel einer Neuorientierung liegt in der Hand der 
Wohlstandsnationen beiderseits des Nordatlantik. Dem Machbarkeits­
wahn (Armin Baumgartner) muß eine zwar schmerzhafte, aber reali­
stische Zukunftsverpflichtung folgen.
Dazu gehört auch der Abschied vom Traum, es könnten mit Hilfe des 
Staates nach wie vor aufwendige Projekte realisiert werden. Auch der 
staatliche Machbarkeitswahn muß abgelöst werden von der nüchter­
nen Kosten/Nutzen-Rechnung, wie sie uns von der Sozialen Markt­
wirtschaft vorgegeben wird. Damit sind wir beim Thema unserer Preis­
verleihung. Alt Ständerat Professor Dr. Hans Letsch hat sich als Politi­
ker, Wissenschafter und Unternehmer zeitlebens für eine Gesellschaft 
eingesetzt, in der die Freiheit des einzelnen untrennbar mit seiner 
sozialen Verantwortung verbunden ist.
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Eduard Stäuble

Abendländische Besinnung heute

Auf der Suche nach einer Antwort machte ich die Probe mit einer 
Gegenfrage: Wäre es denn richtiger, von Europäischer Besinnung” 
zu sprechen? Das kleine Gedankenspiel lässt die substantiellen Unter­
schiede zwischen den Begriffen “Europa” und “Abendland” rasch 
gewahr werden.
Wann und wo immer heute von Europa die Rede ist, verbinden sich 
damit kaum andere als wirtschaftliche, macht- und sicherheitspoliti­
sche Vorstellungen. Offene Grenzen, offene Märkte, Freizügigkeit von 
Personen und Kapital, Maastricht und Brüssel - das sind die Assozia­
tionen, mit denen der Begriff “Europa” heute fast ausschliesslich 
besetzt ist. Europäische Vielfalt, Föderalismus und Subsidiarität-Fra­
gen, die etwas tiefer greifen würden, sind auf Macht und Grösse 
bedachten Politikern eher unbequem und lästig. Ihnen dient “Europa” 
nur noch als willkommene rhetorische Phrase, mit der sie ihre wahren 
Absichten mehr vertuschen als offenlegen.
Das macht es aus, dass der Begriff “Europa” heute weitgehend ins 
Kommerzielle und Machtpolitische verkommen ist und für eine tiefer 
lotende Besinnung keinen Raum mehr lässt. Neben dem volltönenden 
und bedeutungsreichen Begriff “Abendland” nimmt sich der Name

Als die Frage an mich herangetragen wurde, ob ich bereit wäre, die 
Präsidentschaft der Stiftung für Abendländische Besinnung zu über­
nehmen und nachdem ich mich entschlossen hatte, diese Aufgabe 
anzutreten, konnte es nicht ausbleiben, dass ich von guten und ehrlich- 
meinenden Freunden gefragt wurde, ob ich den Namen unserer Stif­
tung eigentlich noch für zeitgemäss halte, ob ein solcher Name heute 
nicht allzu antiquiert wirke und etwas zu hochtönend daherkomme. 
Wer rede denn heute noch vom “Abendland”, wo “Europa” Trumpf sei! 
Und wo sei denn in so unruhvoll vorwärtsdrängender Zeit überhaupt 
noch Raum für “Besinnung”? Diesen Fragen wollte ich nicht auswei­
chen.
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“Europa” nur noch wie ein oberflächliches, abgegriffenes, verbrauch­
tes und oft missbrauchtes Schlagwort aus.
Europa: “Ursprung des Namens unbekannt”, vermerkt lakonisch das 
“Lexikon der Antike”. Die Herleitung des Namens sei “unsicher 
genug”, schreibt auch Erwin Jaeckle - unser einstiger Preisträger - in 
seinem Werk “Die Idee Europa” . Und an eine Verbindung mit dem 
Namen der phönizischen Königstochter Europe glaubt heute ohnehin 
kaum mehr jemand.
Nicht einmal zur geographisch-politischen Abgrenzung des Konti­
nents ist uns der Begriff Europa hinreichend dienlich. Im Westen hat 
Grossbritannien seine liebe Mühe, sich vorbehaltlos zu Europa zu 
bekennen, und im Osten verschwimmen die Grenzen zwischen dem 
osteuropäischen Flachland und dem westsibirischen Tiefland vollends. 
Da hält der niedrige Hügelzug des Ural, der sich nur selten auf Höhen 
bis zu 1600 Metern erhebt, als Grenze zwischen Europa und Asien 
kaum stand. Als Erdteil wäre Europa - nach einem bekannten Wort von 
Paul Valery aus dem Jahre 1919 - allenfalls “ein kleines Vorgebirge des 
asiatischen Festlands” . Und Oswald Spengler ging 1922 gar so weit, 
dass er “das Wort Europa aus der Geschichte gestrichen” wissen 
wollte; “Europa” sei “leerer Schall”, sagte er, allein “Orient und 
Okzident” seien “Begriffe von echtem historischem Gehalt”.
Solche Ueberlegungen sind geeignet, die Bedeutung des Begriffs 
“Abendland” ins richtige Licht zu rücken. Den Namen “Abendland” 
konnte sich das “Abendland” ja nicht selbst verleihen; als Abendland 
erscheint es allein aus der Blickrichtung des Morgenlandes. Der Okzi­
dent ist eine Vision des Orients. Beide Begriffe sind uns durch Herodot 
schon 500 Jahre vor Christus überliefert. Noch zur Zeit Goethes ver­
stand man den Begriff “Europa” als “düster” und kam damit dem 
Geheimnis des Abendlandes sehr nahe. Denn heute gilt es als wahr­
scheinlich, dass sich der Name Europa aus dem semitischen Wort 
“ereb” entwickelt tat, was soviel wie “dunkel” bedeutet. Die semiti­
schen Völker des Nahen Orients bezeichneten mit “ereb” den Westen, 
das Land, wo die Sonne unterging, wo es “dunkel” wurde.
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Damit erweist sich “Abendland” als ein territorial höchst unscharfer 
Begriff, geographisch schwer fassbar. Um so stärker tritt seine reli­
giöse, kulturelle, geistesgeschichtliche und historische Bedeutung her­
vor. Die Wiege des Abendlandes liegt im Orient. Von dort her empfing 
es seine ersten gewaltigen Impulse, vor allem aus dem Judentum und 
dem Christentum. Von dort her drang der Glaube an den einen und ein­
zigen Gott gegen griechische, römische und germanische Vielgötterei 
in das Abendland vor. Von dort her stammt, durch Moses und Markus 
bezeugt, die Botschaft: “Liebe deinen Nächsten wie dich selbst” als 
oberstes Gebot. Und von dort her bezogen wir den Begriff der freien 
und verantwortlichen Person, unsere Vorstellungen von der Würde des 
Menschen, jenes Prinzip, das für die Entwicklung der Menschenrechte, 
für die Geburt der Demokratie und des Rechtsstaats unentbehrlich 
wurde.
Paulus war der erste, der christliche Kunde von Palästina nach Korinth, 
nach Griechenland, auf europäischen Boden trug, und dies, noch bevor 
die Evangelien geschrieben waren. Im Lichte des Mittelmeers ver­
schmolz die jüdisch-christliche Religiosität des Alten und des Neuen 
Testaments mit dem Denken der griechischen und römischen Antike 
und erzeugte jene Leitwerte abendländischer Kultur, die es gerade 
heute wieder mehr denn je, mit Ueberzeugung und Nachdruck, zu ver­
treten gilt:
Die persönliche Freiheit ebenso wie die Verantwortung des einzelnen 
für sich selbst und die Gesellschaft. Harmonische Persönlichkeitsbil­
dung und Mitmenschlichkeit im sozialen Verhalten sind ebenso abend­
ländischen Geistes wie das wissenschaftliche Denken, die Erfor­
schung der Natur und ihrer Gesetzmässigkeiten.

In diesem Sinne ist “Abendland” weit mehr als eine geographische 
Bezeichnung; es meint vielmehr einen geistigen Raum, weit grösser 
und reicher als Europa. Das Abendländische umfasst jene westliche 
und östliche Welt, in der eine gewaltige geschichtliche und geistige 
Erbmasse von grossem Tiefgang lebendig ist. Abendländischer Geist 
hat sich schliesslich über die Welt verbreitet. Nach einem bedeutungs­
schweren Wort von Karl Jaspers reicht das Abendland “soweit wie die
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Ordnungspolitik ist die zentrale Leitidee, die das Denken und Handeln 
von Professor Dr. Hans Letsch als Politiker, Wissenschafter und Unter­
nehmer zeitlebens beherrscht hat; Ordnungspolitik, verstanden als

***

Aber abendländischer Geist ist immer auch gefährdet, trägt seine eige­
nen Gefahren in sich.
Und eben deshalb tut auch abendländische Besinnung immer wieder 
not.
In einer Zeit der Permissivität, in der alles erlaubt zu sein scheint, gilt 
es die Grenzen der Freiheit wieder aufzuzeigen. In einer Zeit des 
schrankenlosen Individualismus muss wieder an die Verantwortung 
jedes einzelnen gegenüber der Gesellschaft erinnert werden. In einer 
Zeit des überbordenden Materialismus, die nur noch von Produktivität 
und Wachstumsraten, von Geld, Karriere und Lebensstandard spricht, 
ist dringend auf die Unverzichtbarkeit der geistigen Werte hinzuwei­
sen. In einer Zeit, die vornehmlich in den Kategorien von Macht und 
Erfolg denkt, heisst es jene metaphysischen Bezüge wieder geltend zu 
machen und jener übergeordneten Autorität zur Anerkennung zu ver­
helfen, ohne die der Mensch nicht sinnvoll leben kann und ohne die er 
jeglicher Orientierung ermangelt. Einer Zeit, die einem übersteigerten 
Machbarkeitswahn und Fortschrittsglauben huldigt, heisst es jene Vita 
contemplativa entgegenzuhalten, die es uns ermöglicht, Distanz zum 
Zeitgeist zu gewinnen und uns wieder auf das Wesentliche und 
Not-Wendende unserer Existenz zu besinnen. Dies sei und bleibe 
Grundhaltung und Zielsetzung unserer Stiftung. Und so verstanden 
hat auch ihr Name wie ich meine - an Aktualität und Gültigkeit nichts 
eingebüsst.

biblische Religion, schliesst ein Amerika und Russland” - eine umfas­
sende Sicht, der wir schon in Goethes “West-östlichem Divan” 
begegnen:

Gottes ist der Orient!
Gottes ist der Okzident!
Nord- und südliches Gelände
Ruht im Frieden seiner Hände.
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subtiles Zusammenspiel von Freiheit und Verantwortung, als ethisches 
Konzept, das die Entfaltung des einzelnen ebenso gewährleistet wie 
seine soziale Verpflichtung begründet; und Ordnungspolitik als ein 
immerwährender Prozess, der in der rechtsstaatlichen Demokratie 
Freiheits- und Machtmissbrauch gleichermassen in die Schranken 
weist. Eine so begriffene Ordnungspolitik ist Inbegriff einer zutiefst 
abendländisch geprägten Staats- und Wirtschaftsphilosophie, für die 
Hans Letsch stets überzeugt und unbeirrt eingetreten ist und wofür wir 
ihm heute den Jahrespreis 1994 unserer Stiftung für Abendländische 
Besinnung verleihen.

Ich darf Herrn Dr. Gerhard Schwarz bitten, die Laudatio auf unsem 
Preisträger zu halten.
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Gerhard Schwarz

Plädoyer für Prinzipientreue

1. Pragmatismus und Purismus
Mit seiner Art von Politik sei zwar nicht der Ludwig-Erhard-Preis zu 
gewinnen, wohl aber die Zukunft. So liess sich der deutsche Bundes­
kanzler leicht süffisant am Parteitag der CDU vom Februar dieses Jah­
res in Hamburg verlauten. Der Ausspruch ist symptomatisch für Politi­
ker fast jeglicher Couleur und in fast allen Ländern, die sich erhaben 
wissen über grundsätzliche Überlegungen und denen eines über alles 
zu gehen scheint: der Pragmatismus und das Politisieren von Fall zu 
Fall, das - um hier gleich klar Position zu beziehen - unvermeidlicher­
weise immer wieder in blossen Opportunismus, in die Prin­
zipienlosigkeit abgleiten muss. Der Preisempfänger des heutigen 
Tages, Hans Letsch, widerlegt zwar die Behauptung Helmut Kohls. 
Allerdings ist zuzugeben, dass es sich um eine Ausnahme handelt. 
Letsch war stets besonders grundsatztreu, und er gewinnt damit nicht 
nur, wie Figura zeigt, Preise - neben dem heutigen etwa auch den Frei­
heitspreis der Max-Schmidheiny-Stiftung im Jahre 1987 -, sondern er 
ist zugleich ein erfolgreicher Politiker, der immerhin während sech­
zehn Jahren dem National- bzw. dem Ständerat angehörte und der ins­
besondere in der Finanzpolitik auch etwas bewirkte. Das allerdings, 
dass einer, der erfolgreich politisiert, auch noch geradlinig ist, ist so 
aussergewöhnlich, dass es jedermann auffällt und dass es eben preis­
würdig wird. Mich selbst hat die schnörkellose Geradlinigkeit bei 
Hans Letsch vom ersten Kennenlemen an - als junger Student an der 
Hochschule St. Gallen - beeindruckt. Der Eindruck hat sich erst recht 
bestätigt und verstärkt in vielen persönlichen Begegnungen und 
Gesprächen. Und auch praktisch alle, mit denen man über Hans Letsch 
spricht, heben dessen aufrechte politische und menschliche Haltung 
sowie seine Konsequenz im Reden und Handeln hervor. Dabei spielt es 
in der Regel keine grosse Rolle, aus welchem politischen Lager die 
Gesprächspartner kommen und ob sie eher wohlwollend oder eher kri­
tisch eingestellt sind.
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2. Grundsatztreue - eine Provokation
Woher kommt es, dass sich viele Leute mit der Grundsatztreue, im kon­
kreten Fall mit der Treue zu liberalen Grundsätzen, so schwer tun? Und 
weshalb provoziert das beharrliche Betonen von Prinzipien gerade die 
Leute im eigenen Lager so sehr, dass man geradezu angefeindet wird 
und in Misskredit gerät?
2.1 Es wäre zu einfach und zu billig, dies auf den allgemeinen Verlust 
der Werte zurückzuführen, obwohl dieses Gremium für einen solchen 
Gedankengang sicher einen guten Nährboden abgäbe. Dabei sei nicht 
bestritten, dass das ausgehende 20. Jahrhundert mindestens im westli­
chen Abendland durch einen überbordenden Relativismus und - als

Allerdings fällt auf, dass der Ausdruck “Grundsatztreue” nicht zuletzt 
im Kreis jener, die Letsch politisch besonders nahestehen müssten, oft 
und schnell einen pejorativen Beigeschmack erhält. Letsch denkt und 
politisiert auf der Grundlage von liberalen, marktwirtschaftlichen 
Prinzipien. Und gerade im liberalen, im freisinnigen, im bürgerlichen 
Lager ist dann erstaunlich schnell etwa von Purismus die Rede, von 
praxisfemer Prinzipienreiterei, von Lehrbuchweisheit, von Ökono­
mismus, von blinder Marktvergötterung, von Verabsolutierung der 
liberalen Idee, vom Sterben in ordnungspolitischer Schönheit, von 
Unfähigkeit zum Kompromiss, von Dogmatismus, von zwar richtigen, 
aber politisch eben nicht machbaren Ideen, von Ideologie und Hard- 
linertum oder - besonders beliebt - von Fundamentalismus. Die Vor­
würfe haben eine gewisse Tradition: Mein Vor-Vorgänger als Chef der 
Wirtschaftsredaktion, Prof. Willy Linder, wurde seinerzeit als 
“Khomeiny von der Falkenstrasse” betitelt, und ich selbst sehe mich 
mit solchen Schlagwörtern - oder doch eher: Schimpfwörtern - eben­
falls des öfteren konfrontiert. Lassen Sie mich deshalb aus Anlass die­
ser Preisverleihung einige Gedanken mit ihnen teilen, die um das 
Spannungsfeld zwischen Pragmatismus und Prinzipientreue kreisen. 
Ich meine, dass das Nachdenken darüber gerade in der heutigen Zeit 
Not tut und dass dabei zugleich wesentliche Verdienste des heute 
Geehrten an Profil gewinnen, einige jener Eigenschaften jedenfalls, 
derentwegen ich Hans Letsch diesen Preis verliehen hätte.
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Folge davon - eine wachsende Orientierungslosigkeit gekennzeichnet 
ist. Im Gegensatz zu Francis Fukuyamas These vom endgültigen Sieg 
der liberalen Werte nach dem Zusammenbruch des real existierenden 
Sozialismus scheint mir die liberale Idee durch den Verlust des klar 
definierten politischen Gegenpols eher an Orientierungskraft verloren 
zu haben. Aber der Vorwurf des Purismus stammt in der Regel nicht 
von Menschen und Politikern ohne Werte, im Gegenteil: Gerade jenen, 
die sich in den Sonntagsreden, in den Parteiprogrammen und Wahlver­
anstaltungen auf liberale Werte berufen, um sie dann im politischen 
Alltag schnell wieder zu vergessen, scheint ein Politiker wie Hans 
Letsch, der Reden und Tun in Einklang zu bringen versucht, hin und 
wieder ein Dom im Auge zu sein. Er hält ihnen, er hält allen einen Spie­
gel vor, weil er eben nicht nur von Werten spricht, sondern diese auch 
konsequent umzusetzen versucht. Das macht ihn unbequem, und darin 
sehe ich den ersten Grund, weshalb Prinzipientreue, wie sie Hans 
Letsch erfolgreicher als andere zu verwirklichen versucht hat, zum 
Ärgernis werden kann.
2.2 Einen zweiten Grund für die Provokation, die von der Prinzipien­
treue ausgeht, orte ich darin, dass es so unvergleichlich viel einfacher 
ist, sogenannt “pragmatisch” zu operieren, als sich immer und immer 
wieder an Grundsätzen zu orientieren. Das Handeln und Politisieren 
genügt dann völlig sich selbst; es muss und kann sich an nichts messen, 
äusser allenfalls am Wahl- und Abstimmungserfolg. Das ist Gefällig­
keitsdemokratie in Reinkultur. Wer dagegen einem inneren Kompass 
folgt, der auch nach aussen vermittelbar ist, wird unter Umständen dar­
auf behaftet, und er kommt in Konflikt zwischen dem populistischen 
Schielen auf die Wählerstimmen und seiner Grundhaltung.
2.3 Ein dritter Grund besteht darin, dass viele Prinzipienlosigkeit mit 
Toleranz verwechseln. Dabei ist das Gegenteil richtig: Nur, wer klare 
Positionen hat, und einnimmt, kann tolerant sein, nur für ihn ist Tole­
ranz eine ethische und intellektuelle Herausforderung. Ideologische 
Beliebigkeit hat dagegen gar nichts mit Toleranz zu tun. Wenn Letsch 
einmal schreibt, “Ich akzeptiere nicht bloss andere, fundierte Meinun­
gen, sondern ich respektiere deren konsequente Verfechter. Mit Wind- 
fahnen-Trägem in den eigenen Reihen habe ich demgegenüber Mühe“,
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bringt das genau diese Haltung zum Ausdruck. Man braucht sich wahr­
lich nichts darauf einzubilden, wenn man die Haltung anderer respek­
tiert und ernst nimmt, solange man selbst keine Überzeugungen hat. 
Wenn man sie aber hat, dann bezeugt man seine Achtung vor dem ande­
ren nicht durch duckmäuserisches Leisetreten und auch nicht durch die 
unablässige Relativierung der eigenen Position, sondern einzig durch 
das Eintreten für die Meinungs- und Redefreiheit und durch die Bereit­
schaft zum Dialog. Ich kenne kaum eine griffigere Formel für diesen 
Sachverhalt als jene von Karl Schmid, wonach die Demokratie nicht 
ohne Kompromiss leben könne, aber, so präzisiert er, es müsse ein 
Kompromiss zwischen Positionen sein und nicht ein Kompromiss als 
Position. Es kommt nicht von ungefähr, dass Hans Letsch dieses Wort 
als Motto einer kleinen Schrift gewählt hat, die er aus Anlass seines 70. 
Geburtstages unter dem Titel “Positionen” an seine Freunde und 
Bekannten verschickt hat.
2.4 Einer vierten Schwierigkeit mit einer an Grundwerten orientierten 
Politik und Publizistik begegnet man manchmal bei jenen, die in tech­
nokratischer Verblendung die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
für eine wertfreie Veranstaltung halten. Sie bekunden grösste Mühe mit 
explizit normativen Aussagen von gut und schlecht, von sinnvoll oder 
stossend, und verstecken sich hinter der vermeintlichen Wertfreiheit 
von Kriterien wie Effizienz, Marktkonformität oder Wettbewerbsneu­
tralität. Dass aber allein schon die Auswahl gerade dieser - und nicht 
anderer - Kriterien Ausdruck einer liberalen Grundhaltung ist, überse­
hen sie geflissentlich. Ich halte es da mit Friedrich Lutz, der sowohl in 
der Wissenschaft als auch sonst im menschlichen Handeln und Tun 
Wertfreiheit für ein Ding der Unmöglichkeit hielt und deshalb forderte, 
man müsse sich der normativen Elemente bewusst sein und sie offen 
aussprechen, damit sie nicht schädlich seien. Hans Letsch, der ja neben 
seiner politischen Tätigkeit als Professor und als wissenschaftlicher 
Publizist gewirkt hat und weiterhin wirkt, sieht das wohl auch so. Seine 
Veröffentlichungen, nicht zuletzt sein wichtiges Buch “Soziale Markt­
wirtschaft als Chance. Die Schweiz auf dem Prüfstand” sind getragen 
von Engagement, vom Willen, etwas zu bewirken und etwas zu beein­
flussen. Sie verstecken niemals die liberale Werthaltung, sondern sie
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bekennen sich zur Standortbestimmung und belegen - bei aller Serio­
sität - die Kant’sche Aussage, dass es keine Objektivität, sondern nur 
Standpunkte gebe.

3. Fundamente der Prinzipientreue
Der Ruf nach Prinzipientreue, nach mehr Prinzipientreue, ruht auf drei 
Pfeilern, auf der Ethik, auf der Logik und auf einer liberalen Ord­
nungspolitik.
3.1 Jegliche Prinzipientreue wurzelt zunächst - und das gilt ganz 
besonders für unseren Preisträger- in einer ethischen Grundhaltung, 
im Versuch, wahrhaftig und berechenbar zu sein. Es gehört zu den zen­
tralen menschlichen Tugenden, zu seinen Aussagen zu stehen und für 
sie einzustehen. Das hat nichts mit Sturheit, fehlender Toleranz oder 
ungenügender Offenheit zu tun, sondern nur mit Glaubwürdigkeit. Es 
ist eine Absage an eine situative Moral. Elias Canetti hat einmal 
geschrieben, “Moral” müsse im Gegensatz zu dem stehen, wie man 
fühlt und handelt, damit sie einem auffällt. Genau diese Funktion 
erfüllt Grundsatztreue in der Politik. Sie ist unvergleichlich morali­
scher als die tägliche, hektische Ausrichtung auf die Meinungsumfra­
gen und auf die von den Medien - ich darf dies sagen - oft herbeigere­
deten und -geschriebenen Krisen, die es unbedingt zu bewältigen gelte. 
Prinzipientreue hat von daher sehr viel mit Mut zu tun. Sie fällt ja nur 
dann auf, wenn sie gegen den Strom schwimmt. Trotz aller populisti­
schen Versuchungen von einer Grundhaltung nicht abzuweichen, ist 
anstrengend und verlangt Zivilcourage. Ich meine, es braucht diese 
Courage auch dann, wenn man zwar die sogenannt schweigende Mehr­
heit der Bevölkerung hinter sich hat, aber in der eigenen Partei, in den 
Kreisen und Schichten, in denen man sich bewegt, zur Minderheit 
gehört.
Leicht gerät man als Politiker mit Prinzipien in den Verdacht blosser 
Gesinnungsethik anstelle der Verantwortungsethik, wie sie doch 
gerade von Politikern zu fordern sei. Dieser Vorwurf würde allerdings 
nur dann zutreffen, wenn jegliche Kompromissfähigkeit fehlte und 
somit die Umsetzbarkeit der Ideen leiden würde. In Tat und Wahrheit 
geht es jedoch stets bloss um das Ausmass und den Zeitpunkt der
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Bereitschaft zum Kompromiss. In diesem Zusammenhang ist ausser­
dem darauf hinzuweisen, dass es zur Verantwortungsethik liberaler 
Politiker ganz wesentlich gehörte, durch ihre Aussagen und ihre Hal­
tung dazu beizutragen, dass mehr Liberalismus und mehr Markt mög­
lich würden. Jene, die sich etwa bei der gescheiterten Mehrwert­
steuer-Abstimmung von 1991 als “Realpolitiker” für das überladene 
Kompromiss-Fuder der Vorlage einsetzten, handelten jedenfalls nicht 
verantwortungsethischer als die, die sich von Anfang an für eine 
schlanke Mehrwertsteuer-Vorlage einsetzten und damit den Boden für 
die schliesslich erfolgreiche Lösung vorbereiten halfen. Und wenn 
heute die Notenbankpräsidenten in aller Welt begriffen haben, dass sie 
nur ein Ziel, nämlich das der Inflationsfreiheit, zu verfolgen und nicht 
auch noch Beschäftigungs-, Wohnungs- und Konjunkturpolitik zu 
betreiben haben, dann ist das ganz wesentlich das Verdienst einiger 
damals als engstirnig verschrieener Monetaristen. Auch das, diese 
Bereitschaft zur Hartnäckigkeit, kann Verantwortungsethik sein.
3.2 Prinzipientreue ist ferner eine Frage der Logik oder, um es anders 
zu sagen, der intellektuellen Ehrlichkeit. Wer sich bei jedem neuen Pro­
blem, bei jeder neuen Sachfrage, die ihn beschäftigt, fragt, wie sich 
diese in den Strom seines bisherigen Denkens und Handelns einordnen 
lässt, der ist geistig gefordert, und er muss über ein gewisses Rüstzeug 
verfügen, um allfällige Widersprüche und Inkonsistenzen erkennen zu 
können. Von daher ist die Verwechslung von Prinzipientreue und Theo­
rielastigkeit verständlich. Sie ist aber nicht gerechtfertigt. Gerade Hans 
Letsch hat bewiesen, dass seine Art von Politik durchaus umsetzbar 
sein kann. Schon Kant hat sich zu Recht “Über den Gemeinspruch: 
‘Das mag in der Theorie richtig sein, taugt aber nicht für die Praxis’”, 
ausgelassen. Prinzipientreue ist nicht theorielastiger als Pragmatis­
mus, sie orientiert sich nur an einer expliziten Theorie, der Pragmatis­
mus dagegen an einer impliziten, nicht kommunizierbaren und somit 
eben auch Opportunismus- und willküranfälligen Theorie. Im übrigen 
ist es geradezu absurd und zeigt die diffamierende Absicht, wenn der 
Prinzipientreue im gleichen Atemzug Lehrbuchweisheit und Funda­
mentalismus vorgeworfen werden. Wenn man unter Fundamentalis­
mus einen Gegenpol zur Aufklärung versteht - das ist die gängige
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Definition ist jemand wie Hans Letsch, der auf die Konsistenz des 
Handelns drängt und die Prinzipien des Marktes in Erinnerung ruft, 
gewiss alles andere als fundamentalistisch. Er ist weder antirational 
noch antiaufklärerisch, im Gegenteil: oft gewinnt man den Eindruck, 
für viele Politiker und für viele Bürger sei ein Zuviel an Rationalität 
nicht erträglich und genau darin liege eines der Probleme des Pochens 
auf Prinzipien.
Völlig verfehlt ist es, Prinzipientreue als Ausdruck intoleranter Recht­
haberei zu interpretieren. Das trifft allenfalls auf den Sozialismus und 
besonders, wie Hayek betont hat, auf den Konservatismus zu. Dieser 
hat, gerade weil er im Gegensatz zum Liberalismus nicht über eine 
gesellschaftliche Theorie verfügt, Eigenschaften entwickelt wie Angst 
vor Wandel und neuen Ideen, Hang zum Autoritarismus, Unduldsam­
keit gegenüber Gruppen mit abweichenden moralischen und religiösen 
Vorstellungen, eine gewisse Ablehnung des Internationalismus und ein 
begrenztes Verständnis des Marktes. Auf Liberale dagegen trifft der 
Vorwurf gewiss nicht zu. Für sie ist die Bedeutung, die sie den eigenen 
Zielen beimessen, keine Rechtfertigung dafür, andere zu zwingen, 
ebenfalls diesen Zielen zu dienen; zudem sind sich Liberale - ganz 
besonders unter dem Einfluss von Karl Popper - der Grenzen und Män­
gel, der Relativität und der Fehlbarkeit jeglicher Position, also auch der 
eigenen, bewusst. Sie wissen, dass der Wettbewerb die beste Möglich­
keit ist, sich selbst immer wieder in Frage zu stellen und dabei stets 
neue Erkenntnisse zu gewinnen. Liberale Prinzipientreue verlangt des­
halb, den Wettbewerb auch dort zu akzeptieren, ja zu fördern, wo er 
weh tut, nämlich auf dem eigenen Gebiet, und eben gerade nicht, wie 
dies die Pragmatiker tun, allenthalben Ausnahmen vom Wettbewerb­
sprinzip gutzuheissen. Dementsprechend ist Dialogfähigkeit, die die­
sem Glauben an den Wettbewerb der Ideen entspringt, das logische 
Pendant zum klaren Positionsbezug. Ich erinnere mich an lange und 
hartnäckige Diskussionen mit Hans Letsch über die sogenannten 
marktwirtschaftlichen Instrumente im Umweltschutz, die eigentlich 
präziser “marktkonform” genannt werden müssten. Wir haben beide in 
diesen Auseinandersetzungen viel gelernt und dabei unsere Positionen 
einander angenähert.
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3.3. Prinzipientreue hat schliesslich vor allem mit dem zu tun, was man 
im deutschsprachigen Raum - und nur hier gibt es diesen Ausdruck 
überhaupt - mit Ordnungspolitik bezeichnet. Ordnungspolitik ist der 
Inbegriff einer wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Idee, welche 
die Aufgaben des Staates allein im Setzen von Rahmenbedingungen 
sieht, nicht aber im Eingriff in die wirtschaftlichen Prozesse von Fall 
zu Fall. Die staatlichen Rahmenbedingungen sollen so sein, dass im 
wirtschaftlichen Bereich das Spiel von Angebot und Nachfrage und in 
den übrigen Bereichen das spontane Handeln und Zusammenwirken 
der Individuen zu den Ergebnissen führen, welche im demokratischen 
Entscheidungsprozess als wünschbar definiert worden sind. Damit ist 
zweierlei angedeutet: Radikale, auf die Wurzeln zielende Ordnungs­
politik ist weder staatsfeindlich noch ist sie sozialdarwinistisch. Sie 
benötigt zum einen, wie schon Walter Eucken betonte, einen starken 
Staat, um den Wettbewerb in allen Bereichen gegen die Sonderinteres­
sen all der vielen im politischen Prozess aktiven Gruppen durchzuset­
zen, nicht zuletzt gegen die Unternehmer, welche, wenn es um sie sel­
ber geht, keineswegs so wettbewerbsfreundlich sind, wie sie vorgeben. 
Auch Liberale akzeptieren deshalb staatliche Regeln. Zum anderen 
erlaubt konsequente Ordnungspolitik sehr wohl die Berücksichtigung 
ausserökonomischer, insbesondere sozialer und ökologischer Zielset­
zungen. Sie verlangt nur, dass diese mit marktkonformen Instrumenten 
angestrebt werden und nicht mit Interventionen in den Marktmecha­
nismus. Nichts anderes bedeutet Prinzipientreue in der Wirtschaftspo­
litik als eben dies: die Nutzung des Marktmechanismus nicht nur für 
die Hebung des Wohlstands, sondern auch für viele andere Zwecke 
sowie die gleichzeitige Absage an den auf Dauer ohnehin fruchtlosen 
Versuch, politische Ziele gegen den Markt durchzusetzen.
Oft wird dieser Orientierung an klaren Grundsätzen und diesem Behar­
ren auf der Logik des Marktes der Vorwurf der unzulässigen Vereinfa­
chung gemacht. Man wolle die ganze Welt nur aus einem Punkt heraus 
kurieren, bekommt man dann in Anlehnung an Goethe zu hören. Tatsa­
che ist, dass das ordnungspolitische Denken quer steht zum Willen zur 
Machbarkeit im Detail. Das hat jedoch mit Vereinfachung sehr wenig, 
sehr viel dagegen mit intellektueller Bescheidenheit zu tun, mit dem
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Wissen um die Unmöglichkeit, die Komplexität von Wirtschaft und 
Gesellschaft je auch nur halbwegs beherrschen zu können. Undifferen­
ziert jedenfalls ist ein solches Weltbild, das sich der Feinsteuerung ver­
schliesst, nicht. Es ist im übrigen bezeichnend, dass sich Hans Letsch 
1982 - damals noch als Gastreferent des Arbeitgeberverbandes - vom 
Slogan der FDP “Mehr Freiheit- weniger Staat” absetzte und mehr Prä­
zision und Differenzierung verlangte.
Was viele als liberale und marktwirtschaftliche Enge empfinden, hat 
zudem mit dem Prinzip der “Interdependenz der Ordnungen” zu tun, 
das für den Ordoliberalismus wegleitend ist. Es besagt, dass nicht nur 
die Wirtschaftspolitik aus einem Guss sein müsse, sondern dass 
Gesellschaft, Politik, Wirtschaft, Kultur usw. nach einheitlichen 
Gestaltungsgrundsätzen geordnet werden müssen, soll es nicht früher 
oder später zu Friktionen, zu unnötigen Effizienzverlusten und 
schliesslich gar zu einem Auseinanderdriften einer Gesellschaft kom­
men. Auch dies ist eine Form von Prinzipientreue. Die Überlegung 
führt ferner dazu, die Freiheit des Marktes nicht nur für die banalen 
Dinge des Alltags, für Nescafe und Video-Recorder, zu postulieren, 
sondern auch für wichtigere Anliegen, und dementsprechend etwa im 
Gesundheits-, Bildungs- und Kulturwesen ebenfalls für mehr Markt 
einzutreten. Eine “schreckliche Vereinfachung” ist das solange nicht, 
als der Beweis nicht erbracht ist, dass die marktliche Gestaltung dieser 
Bereiche schlechtere Resultate zeigen würde als die heutigen, inter­
ventionistischen Lösungen.
Auch der verwandte Vorwurf, konsequente Grundsatzpolitik sei radi­
kal, zielt an der Sache vorbei. Radikal ist zwar jede an klaren Prinzipien 
orientierte Politik, aber nur im ursprünglichen Sinn des Wortes, indem 
sie den Problemen auf den Grund geht und nach Lösungen sucht, die an 
der Wurzel ansetzen. Das hat indessen nichts mit radikal im Sinn von 
extrem zu tun. Man darf nur nicht jene Kompromisswirtschaft, an die 
wir in uns in den letzten Jahren so sehr gewöhnt haben und die viel zu 
oft zu kleinkarierten, mittelmässigen und phantasielosen Lösungen 
geführt hat, mit Mass und Mitte gleichsetzen. Letztlich lässt sich ja 
diese Mitte nicht definieren; höchstens können die eindeutigen 
Extreme bestimmt werden. Und wenn man denn schon den Liberalis-
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4. Die Notwendigkeit der Prinzipientreue
Aus all diesen Gründen, aus ethischen, intellektuellen und sachlogi­
schen Gründen ist mehr Prinzipientreue in der Politik nicht nur durch­
aus legitim, sie ist sogar dringend nötig. Will man eine freiheitliche 
Gesellschaft sichern, braucht es wieder mehr Menschen und Politiker 
mit liberalen Grundsätzen, ja mit jener Mischung aus Überzeugung 
und Theorie, die man gewöhnlich als Vision bezeichnet, also keine 
Macher, die einfach irgend etwas bewegen möchten, gleich was und in 
welche Richtung, sondern Politiker mit fest verankerten Werten und 
klaren Zielen. Nur so lässt sich der zu Recht viel beklagte Führungs­
mangel - bei uns noch mehr als anderswo - endlich beheben.
Dabei verlangt der politische Realismus zugegebenermassen eine 
gewisse Arbeitsteilung. Nicht alle im politischen Prozess Tätigen kön­
nen gleichermassen Visionäre sein. Es braucht jene, welche eher den 
Horizont der Ziele immer wieder weiter nach vom verschieben. Das ist 
vor allem eine Aufgabe für die visionären Denker. Es braucht jene, wel­
che hauptsächlich dafür sorgen, dass die - in unserem Fall liberalen - 
Ideen bekannt werden und eine gewisse Akzeptanz finden; dabei sollte 
man die Volksweisheit, dass steter Tropfen den Stein höhle, nicht 
gering schätzen. Hier handelt es sich im weitesten Sinn um einen publi­
zistischen Auftrag. Es braucht schliesslich jene, welche in erster Linie 
Ideale herunterbrechen auf die Ebene realer Herausforderungen. Das 
sind die Politiker, die sowohl die Fähigkeit zur sachlich besten Lösung 
konkreter Probleme, also zum pragmatischen Tun, als auch die Fähig­
keit zur Gewinnung von Mehrheiten benötigen. Wichtig ist bei dieser 
Arbeitsteilung, dass man sich ihrer bewusst ist, dass jene, welche die 
Kompromisse eingehen, eine gewisse Unzufriedenheit in sich tragen, 
weil sie von den Prinzipien abweichen mussten und dass die Prinzipi­
entreuen erkennen, dass ihre Ideale Orientierungsgrössen sind, die in 
der realen Welt niemals zu 100 Prozent verwirklicht werden können.
Natürlich ist eine Mischung der drei Funktionen in einer Person nicht

mus, und zwar auch einen konsequenten Liberalismus, auf einer politi­
schen Skala einordnen will, dann befindet er sich zwischen Konserva­
tismus und Sozialismus jedenfalls eher in der Mitte als am Rand.
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nur nicht verboten, sondern sogar erwünscht. Hans Letsch ist ein Bei­
spiel dafür. Es wäre ja geradezu fatal, würde die Arbeitsteilung dahin­
gehend verstanden, es genügte, einige wenige Mahner - oder Hofnar­
ren - zu halten. Vielmehr braucht es sowohl einen höheren Anteil an 
wirklich prinzipientreuen Politikern als auch mehr Prinzipientreue und 
mehr visionäre Kraft als heute bei jedem einzelnen Politiker, auch bei 
jenen, die sich in der Arbeitsteilung eher als Macher verstehen. Unser 
wirtschaftspolitisches und gesellschaftspolitisches Schlamassel geht 
ganz wesentlich darauf zurück, dass die Prinzipientreue einen zu gerin­
gen Stellenwert einnimmt und dass sie langsam, aber sicher auszuster­
ben droht. Insofern könnte der Zeitpunkt für die Preisverleihung an 
Hans Letsch nicht besser gewählt sein, denn wäre man - um ein Bei­
spiel zu nennen - diesem Rufer in der Wüste in seinem konsequenten 
finanzpolitischen Kurs gefolgt, sähen heute unsere Bundesfinanzen 
anders aus, als sie es leider tun.
Allerdings wäre eine Prinzipientreue, die sich nur auf Teilbereiche 
beschränkte, kaum von blosser Sturheit zu unterscheiden. Sie könnte 
leicht zu einer ähnlich fundamentalistischen Haltung verkommen wie 
jene grünen Tendenzen, die die Ökologie völlig verabsolutieren. 
Wesentlich an Hans Letschs Grundsatztreue ist deshalb, dass sie ein­
gebettet ist in einen Gesamtzusammenhang, in ein theoretisches Kon­
zept, das des Ordoliberalismus. Dieses Konzept ist im Grundsatz libe­
ral und sozial, realistisch und bescheiden zugleich. Liberal ist es, weil 
es den Individuen so viel Freiraum wie möglich verschaffen und nicht 
in alle Bereiche des Lebens eingreifen will. Sozial ist es, weil es die 
Hilfe an die Bedürftigen nach dem Grundsatz der Subsidiarität auf 
seine Fahnen geschrieben hat. Realistisch ist es, weil es gewisse 
Grundgegebenheiten des menschlichen Zusammenseins - wie das 
Gesetz von Angebot und Nachfrage - als solche akzeptiert und nicht 
meint, gegen sie wirken zu können. Bescheiden ist es schliesslich, weil 
es weiss, dass menschliches Vermögen nie ausreichen kann, die Kom­
plexität von Wirtschaft und Gesellschaft in den Griff zu bekommen.

Hans Letsch hat diese ordoliberale Idee durch und durch begriffen und 
versucht, sie auch zu leben. Das macht seine Prinzipientreue, selbst
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wenn man im Einzelfall nicht mit ihr übereinstimmen mag, glaubwür­
dig und nachvollziehbar. Ich meine, es wäre besser um unser Land und 
um die liberale Sache in diesem Land bestellt, wenn wir mehr Leute 
wie Hans Letsch hätten, wenn mehr ordoliberale Prinzipientreue 
gelebt würde.



verleiht ihren

JAHRESPREIS 1994
Herrn alt Ständerat

Professor Dr. Hans Letsch
Aarau

Der Präsident des Stiftungsrates:

Prof. Dr. Eduard Stäuble

Zürich, 1. Oktober 1994

26

- der sich im Sinne des eidgenössischen Milizgedankens ein Leben 
lang vorbildlich in den Dienst der Gemeinschaft gestellt

- der als Politiker, Wissenschafter und Unternehmer stets mutig 
und unerschrocken für die Soziale Marktwirtschaft eingetreten ist,

- und der sich im Geiste einer ordnungspolitischen Staats- und 
Wirtschaftsphilosophie für ein harmonisches Zusammenwirken 

von Individuum und Gesellschaft, von Freiheit und sozialer 
Verantwortung des einzelnen eingesetzt hat.

Die Stiftung 
für Abendländische Besinnung 

Zürich



27

Hans Letsch

Trügerische Staatsgläubigkeit

1. Ursachen
Welches also sind wichtige Ursachen der sich mehr und mehr ausdeh­
nenden Staatstätigkeit? Ich fasse sie in drei Gruppen zusammen. Ent­
scheidend ist erstens der Wertewandel in Teilen unserer Gesellschaft. 
Persönliche Freiheit und Verantwortung sollten auf der Werteskala 
einer freiheitlichen Staats- und Wirtschaftsordnung die Spitzenposi­
tion einnehmen. Sie sind unverzichtbar und untrennbar. (1) “Verant­
wortung muss, um wirkungsvoll zu sein, persönliche Verantwortung 
sein. In einer freien Gesellschaft kann es keine kollektive Verantwort­
lichkeit der Mitglieder einer Gruppe als solcher geben, äusser sie 
haben sich durch Verabredung alle persönlich und einzeln verantwort­
lich qemacht”. (2) Freiheit und persönliche Verantwortung hatten denn 
auch lange Zeit einen hohen Stellenwert, werden jedoch insbesondere 
durch das Streben nach materiellem Wohlstand und sozialer Sicherheit 
mehr und mehr verdrängt, und zwar ohne Rücksicht darauf, welcher 
Preis dafür bezahlt werden muss. Ludwig Erhard, Architekt und Bau-

Einleitung
Der Einflussbereich des Staates hat sich auch in unserem Land sukzes­
sive ausgeweitet. Das spiegelt sich rein äusserlich in den wachsenden 
Staats-Ausgaben, der Gesetzesflut und der Vergrösserung des Staats- 
Apparates. Die Ausgaben werden aber nicht bloss in absoluten Fran­
kenbeträgen immer höher, sondern die sogenannte Staatsquote, d.h. 
der Anteil der Ausgaben am Bruttoinlandprodukt, und damit das 
Gewicht des Staates in der Volkswirtschaft, wächst ebenso wie der 
Anteil der öffentlichen Bediensteten an der Gesamtzahl der Erwerb­
stätigen. Deshalb reichen Teuerung und Bevölkerungszunahme zur 
Erklärung nicht aus. Ich möchte in einem ersten Teil den tieferen Ursa­
chen, im zweiten den Auswirkungen nachgehen. Sie sollen das Fatale, 
das Trügerische der Staatsgläubigkeit deutlich machen. Im dritten Teil 
wird alsdann versucht, Leitideen für unser künftiges Verhalten zu skiz­
zieren.
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herr der Sozialen Marktwirtschaft zugleich, bezeichnete es schon 1959 
als “das überraschende Phänomen unserer Zeit, dass im gleichen Mass, 
in dem durch die Mehrung des Wohlstandes die soziale Sicherheit aus 
eigener Kraft sich verbessertder Schrei nach noch mehr kollektiver 
Sicherheit immer lauter erschallt”. (3) Auch unsere schweizerische 
Antwort auf mehr Wohlstand (wer wollte diesen missen und bestreiten) 
bestand nicht in mehr Raum für Selbstverantwortung, sondern in noch 
mehr kollektivem Zwang. Wenn aber der Wille zu Freiheit und Selbst­
verantwortung schwindet, dann ist der Weg in die kollektive Vorsorge, 
in den Versorgungsstaat, irreversibel. Der Glaube an die staatliche 
Machbarkeit paart sich zudem mit Illusionen über “grenzenlose Mög­
lichkeiten des rationalen Denkens und der Wissenschaft” (4), nicht 
zuletzt zwecks Planung der Zukunft. An die Stelle der Bescheidenheit 
(auch der intellektuellen Bescheidenheit) tritt die Ueberheblichkeit 
jener Ueber-Menschen, die das Paradies auf Erden ersehnen und erst 
noch wähnen, es mit Hilfe der staatlichen Macht erzwingen zu können. 
Man will mit Planung, Programmen und auf dem Reissbrett konstru­
ierten Konzepten “die Zukunft buchstäblich machen”. (4)
Zum Wertewandel kommt eine zweite Ursache hinzu, nämlich die 
Eigendynamik der einmal übernommenen Staatsaufgaben. Als eigent­
liche Triebkraft erweisen sich dabei die zahlreichen Index- und andern 
Automatismen, welche Löhne, Renten und Subventionen “einfach so”, 
ob echter Bedarf besteht oder nicht, laufend in die Höhe jagen. Werden 
dann die fatalen Auswirkungen solcher Mechanismen und die Not­
wendigkeit von Korrekturen sichtbar, so beklagt derselbe Gesetzgeber, 
der sie eingeführt hat, deren gesetzliche Bindung, womit für ihn das 
Problem bereits wieder erledigt ist! Doch nicht bloss die im System 
eingebauten Automatismen, sondern zum Teil die Systeme an sich trei­
ben die Eigendynamik an. Das gilt beispielsweise für die AHV, ein 
System, das - wenn auch bei etwas unterschiedlicher Ausgangslage - 
Friedrich August von Hayek als “Zwangsjacke” bezeichnet, eine “Tor­
heit”, für welche früher oder später die Gesellschaft büssen muss, weil 
sie “nicht unbegrenzte Wechsel auf die Zukunft ziehen kann, um ihre 
gegenwärtigen Probleme zu lösen”. (5) In jüngster Zeit erfasst die 
Eigendynamik mehr und mehr auch internationale Verpflichtungen
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verschiedenster Art. Teils aus juristischen, teils aus vermeintlich fakti­
schen Zwängen müssen Entscheide nachvollzogen werden, die andere 
gefällt haben. Die Gefahr ist nicht gering, dass internationale “Eiferer” 
auch dort auf Nachvollzug drängen, wo wir die Freiheit hätten, unsere 
Verantwortung eigenständig wahrzunehmen. Damit ist generell die 
Eigendynamik angesprochen, welcher der Staatsapparat leicht erliegt. 
In der gut gemeinten Absicht, es immer perfekter zu machen, im 
Bestreben aber auch, sich nicht mit dem Aufgaben-Vollzug zu begnü­
gen, sondern eigentliche Führungs-Verantwortung wahrzunehmen, 
und selber Initiativen zu ergreifen, wachsen Gewicht und Einfluss der 
“Bürokratie” in unserer Gesellschaft unaufhaltsam an. Vielleicht ver­
mögen zwar eine übermässige Aufblähung des Verwaltungsapparates 
und die damit verbundene Willkür den sich in seinen Rechten und Frei­
heiten bedroht fühlenden Bürger aufzurütteln. Möglicherweise wird er 
willens, aufbauend mitzuarbeiten. Eher aber erschöpft sich sein Inter­
esse in boshafter Kritik. Zu seinem vermeintlichen Schutz fordern 
dann Politikerden vermehrten Beizug von Experten sowie immer grös­
seren Perfektionismus in der Gesetzgebung und im Vollzug. Sie rei­
chen damit all jenen in der Verwaltung Tätigen die Hand, die - weitge­
hend sicher aus anerkennenswerten Motiven - ihre Aufgabe nicht gut 
genug machen können, und sich dann erst noch, vielleicht aus Angst 
vor der Verantwortung, bei diesem Experten und jener Kommission 
rückversichern wollen. Da dieser Perfektionismus jedoch unweiger­
lich den Staatsapparat weiter aufbläht, dreht sich die Spirale von 
neuem, der “Prozess” geht weiter!
Die Eigendynamik wird verstärkt (und das ist eine dritte Ursache) 
durch die Lust an der Macht. Dass ihr insbesondere Parlamentarier nur 
schwer widerstehen können, erklärt sich aus der Analyse von John 
Kenneth Galbraith: “Die Nähe zur Macht und die unmittelbare 
Machtausübung fördert die Entwicklung eines autosuggestiven Selbst­
wertgefühls. In keinem andern Bereich der menschlichen Existenz 
steht so viel Eitelkeit auf dem Spiel. ... Die Liebe zur Macht ist die 
Liebe zu uns selbst. Daraus ergibt sich, dass Macht nicht nur zur 
Durchsetzung eigener Interessen, Wertvorstellungen oder politischer 
Ziele erstrebt wird, sondern auch um ihrer selbst und der emotionalen
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2.1. Ueberforderung von Wirtschaft und Staat
Zur Veranschaulichung der Ueberforderung greife ich die gefährdete 
Wettbewerbskraft, den Weg in die finanzpolitische Sackgasse sowie 
vernachlässigte Prioritäten heraus.

2. Auswirkungen
Ich denke dabei jetzt nicht an Extreme, die in andern Staaten - wir erin­
nern uns - zu Planwirtschaft, Sozialismus, Kommunismus und Totali­
tarismus geführt haben. Unser Problem ist die “allmähliche Erosion” 
des freiheitlichen Staats- und Wirtschaftsgefüges, vor der schon Lud­
wig Erhard gemahnt hat, (10) die “kalte Sozialisierung”, (11) die aber 
- und darin liegt ihre Gefahr - “den Weg zur Knechtschaft” ebnet. (11) 
Zwei sichtbare Anzeichen dieser Erosion sollen etwas näher erläutert 
werden, nämlich die Ueberforderung von Wirtschaft und Staat sowie 
das schwindende Vertrauen des Bürgers in staatliche Institutionen und 
Behörden.

und materiellen Befriedigung willen, die ihr Besitz und ihre Ausübung 
vermitteln.” (6) Wir brauchen Macht nicht in dem extremen und bösen 
Sinn zu verstehen, wie sie Zbigniew Brzezinski in seinem faszinieren­
den Buch “Macht und Moral - Neue Werte für die Weltpolitik” an Bei­
spielen umschreibt, und wie sie dem Sozialismus und Kommunismus 
eigen ist. (7) Wir erleben aber Tag für Tag, wie Machtstreben und Liebe 
zur Macht Politiker beflügeln, die an den Schalthebeln auch in unserm 
Staat sitzen. Sie steigern parlamentarischen Aktivismus zu steriler 
Betriebsamkeit. (8) Sie wollen zeigen, wer sie sind, und was sie kön­
nen. Mit jenen, die sich ihrem Führungsanspruch widersetzen (z. B. 
mit der Mehrheit der Stimmbürger nach verlorenen Abstimmungen) 
gehen sie nicht eben höflich um. Im Gegenteil: Sie stürzen sich in neue 
Betriebsamkeiten - um sich vielleicht doch noch zu bestätigen -, natür­
lich getarnt als Menschen guten Willens, die sich für das Gemeinwohl 
einsetzen. Wie liest es sich doch bei Friedrich August von Hayek: “Die 
grössten Gefahren für die Freiheit lauern in heimtückischen Eingriffen 
durch Eiferer mit gutem Willen, aber ohne Verständnis.” (9)
Wohin führt diese Staatsgläubigkeit, welches sind ihre Auswirkungen?
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2.11 Gefährdete Wettbewerbskraft der Wirtschaft
Die Wettbewerbskraft unserer Wirtschaft - das kann nicht genug betont 
werden - wird in erster Linie von den Unternehmern geprägt. (12) Sie 
tragen die grösste Verantwortung. Sie, ihre Kreativität und Dynamik, 
ihre Innovationsfähigkeit und Risikobereitschaft, ihre Kostendisziplin 
sowie ihre Fähigkeit zur Motivation und Förderung der Mitarbeiter 
entscheiden primär über Erfolg oder Misserfolg. Doch sind das gesell­
schaftliche Umfeld und die staatlichen Rahmenbedingungen nicht 
bedeutungslos, und gerade sie hemmen seit Jahren die unternehmeri­
sche Dynamik mehr und mehr. Nur stichwortartig sei an staatliche Auf­
lagen verschiedenster Art, Verbote und Gebote, langwierige Bewilli- 
gungs- und Einspracheverfahren, administrative Schikanen und ande­
res mehr erinnert, was sich auf Erfolg und Standortwahl der Unterneh­
mungen ungünstig auswirken kann. Was eher noch stärker ins Gewicht 
fällt, vom Bundesrat jedoch grosszügig übergangen wird, ist die 
Uebertragung von Kompetenzen an staatliche Instanzen, die direkt 
oder indirekt zu finanziellen Mehrbelastungen, vielleicht sogar zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen, und darüber hinaus die Verantwor­
tung Privater und jene staatlicher Instanzen verwischt. Dazu drei Stich­
worte:

Der Preis des Sozialstaates
Erstens ist der volks- und finanzwirtschaftliche, ebenso wie der staats­
politische Preis unseres Sozialstaates zu hoch geworden. Der Grund 
liegt nicht darin, dass wirklich Bedürftigen, die unverschuldet in Not 
geraten, zu grosszügig geholfen würde, sondern darin, dass ungezielt, 
mit der Giesskanne hart erarbeitete Steuern und Abgaben ver­
schleudert und Sozialtarife auch dort angewandt werden, wo sie nichts 
zu suchen haben (wie etwa im öffentlichen Verkehr). Der aus Steuern, 
Sozialabgaben und Lohnnebenkosten bestehende Kostenblock bela­
stet die Unternehmungen schwer. Der heutige Sozialstaat schwächt die 
wirtschaftliche Leistungskraft, aber ebenso den Willen zur Selbsthilfe, 
die Eigenverantwortung. Auch öffnet er Missbräuchen Tür und Tor. 
Gerhard Schwarz hat in zahlreichen bemerkenswerten Publikationen
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Staatliche Wirtschafts- und Innovationsförderung
Zu einer Schwächung unserer Wettbewerbskraft sowie zur Verwi­
schung der Verantwortung zwischen Unternehmern und staatlichen 
Förder-Stellen führt zweitens die Tendenz, unter verschiedenen Titeln 
Teilen der Wirtschaft Bundeshilfe in dieser oder jener Form zuteil wer­
den zu lassen. Neben Impuls- und andern Förderprogrammen verstos­
sen insbesondere gewisse Formen der Forschungsförderung gegen 
marktwirtschaftliche Grundsätze. (14) Dazu gehören auch EU- 
Forschungsprogramme, denen gegenüber sogar Schweizer Forscher 
und Nobelpreisträger Vorbehalte angebracht haben. Wer den Markt 
und den Wettbewerb als wichtigste Promotoren des wirtschaftlichen 
und technischen Fortschritts akzeptiert, wird sich durch das Argument 
nicht beirren lassen, staatliche Impulse und Hilfen seien beispielsweise 
für die schweizerische Exportindustrie nötig, weil im Ausland solche 
bereits gewährt würden. Diese Optik entspringt einem ausgesprochen 
kurzfristigen und im Zeitalter des Aufbaus gemeinsamer Märkte eng­
stirnigen Denken. Es ist doch ökonomisch nicht zu verantworten, eine 
bisher starke Volkswirtschaft durch staatliche Eingriffe und Subventio­
nen zu schwächen, nur weil andere diesen Weg zum Schaden ihrer 
Volkswirtschaft schon gegangen sind. Daraus mögen einzelnen Unter­
nehmungen vorübergehend Vorteile erwachsen, allerdings nicht nur zu 
Lasten anderer Unternehmungen im Inland, sondern zu Lasten des 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums unserer immer enger verbundenen 
europäischen Volkswirtschaften.

Überbordende Fiskalbelastung
Schliesslich ist es drittens unverständlich, dass der Bundesrat im Zuge 
der marktwirtschaftlichen Erneuerung nicht vorbehaltlos und konse­
quent sich für eine Senkung der in den letzten Jahrzehnten im interna­
tionalen Vergleich übermässig gestiegenen Fiskalquote entschliessen 
kann. Mit der dauernden Erhöhung von Steuern und Abgaben hat die 
Schweiz fiskalische Wettbewerbsvorteile gegenüber dem Ausland 
preisgegeben, auf die sie im schärferen internationalen Wettbewerb

und Aufsätzen diese Zusammenhänge scharfsinnig analysiert und 
Konsequenzen gezogen. (13)




